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Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung, des
Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Kli-
maänderungen und des Übereinkommens über die biologi-
sche Vielfalt und befürwortet die weitere Zusammenarbeit
zur Förderung der Komplementarität der Tätigkeit der Sekre-
tariate bei gleichzeitiger Achtung ihrer unabhängigen Rechts-
stellung; 

14. nimmt außerdem Kenntnis von dem Ergebnis der
fünften Wiederauffüllung des Treuhandfonds der Globalen
Umweltfazilität250 und bittet die Geber der Fazilität, während
des nächsten Wiederauffüllungszeitraums eine angemessene
Ressourcenausstattung der Fazilität sicherzustellen, damit sie
ihren sechs Schwerpunktbereichen, insbesondere ihrem
Schwerpunktbereich Landverödung, in ausreichendem Um-
fang Ressourcen zuteilen kann; 

15. begrüßt die Änderung der Übereinkunft zur Ein-
richtung der umstrukturierten Globalen Umweltfazilität, wo-
nach die Fazilität gemäß Artikel 20 Ziffer 2 Buchstabe b und
Artikel 21 des Übereinkommens der Vereinten Nationen zur
Bekämpfung der Wüstenbildung als Finanzierungsmechanis-
mus des Übereinkommens bereitsteht251;

16. nimmt Kenntnis von dem Bericht der Gemeinsa-
men Inspektionsgruppe über die Bewertung des Globalen
Mechanismus des Übereinkommens der Vereinten Nationen
zur Bekämpfung der Wüstenbildung252 und von dem Be-
schluss der neunten Tagung der Konferenz der Vertragspar-
teien253, das Präsidium der neunten Tagung zu ersuchen, ge-
meinsam mit dem Geschäftsführenden Direktor des Globalen
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in Anerkennung des potenziellen Beitrags anderer multi-
lateraler Umweltübereinkünfte, namentlich der Übereinkünf-
te mit Bezug zur biologischen Vielfalt, und internationaler
Organisationen zur Unterstützung der drei Zielsetzungen des
Übereinkommens, 

erneut erklärend, dass die Staaten im Einklang mit der
Charta der Vereinten Nationen und den Grundsätzen des Völ-
kerrechts das souveräne Recht haben, ihre eigenen Ressour-
cen gemäß ihrer eigenen Umweltpolitik zu nutzen, und die
Verantwortung haben, dafür Sorge zu tragen, dass Tätigkei-
ten unter ihrer Hoheitsgewalt oder Kontrolle der Umwelt an-
derer Staaten oder von Gebieten jenseits der Grenzen des Be-
reichs nationaler Hoheitsbefugnisse keinen Schaden zufügen, 

feststellend, dass einhundertzweiundneunzig Staaten
und eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration
Vertragsparteien des Übereinkommens sind und dass einhun-
dertneunundfünfzig Staaten und eine Organisation der regio-
nalen Wirtschaftsintegration Vertragsparteien des Protokolls
von Cartagena über die biologische Sicherheit zum Überein-
kommen über die biologische Vielfalt257 sind,

in der Erkenntnis, dass die Verwirklichung der drei Zie-
le des Übereinkommens von ausschlaggebender Bedeutung
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